
Das Bundesgesetzblatt im Internet: www.bundesgesetzblatt.de J Ein Service des Bundesanzeiger Verlag www.bundesanzeiger-verlag.de 

Artikel 2 
Änderung des 

Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 

§ 23 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch - Sozi- 
alhilfe - (Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 
2003, BGBI. 1 S. 3022, 3023), das zuletzt durch Artikel 22 
Absatz 3 des Gesetzes vom 11. November 2016 (BGBI. 1 
S. 2500) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
1 . Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

,,(3) Ausländer und ihre Familienangehörigen er- 
halten keine Leistungen nach Absatz 1 oder nach 
dem Vierten Kapitel, wenn 
1. sie weder in der Bundesrepublik Deutschland 

Arbeitnehmer oder Selbständige noch auf Grund 
des § 2 Absatz 3 des Freizügigkeitsgesetzes/EU 
freizügigkeitsberechtigt sind, für die ersten drei 
Monate ihres Aufenthalts, 

2. sie kein Aufenthaltsrecht haben oder sich ihr Auf- 
-.:- enthaltsrecht allein aus dem Zweck der Arbeitsu- 

che ergibt, - 
3. sie ihr Aufenthaltsrecht allein oder neben einem 

Aufenthaltsrecht nach Nummer 2 aus Artikel 10 
der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 des Euro- 
päischen Parlaments und des Rates vom 5. April 
2011 über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer in- 
nerhalb der Union (ABI. L 141 vom 27 .5.2011, 
S. 1), die durch die Verordnung (EU) 2016/589 
(ABI. L 107 vom 22.4.2016, S. 1) geändert worden 
ist, ableiten oder 

Satz 2 Nummer 1 gilt nicht für Ausländerinnen und 
Ausländer, die sich mit einem Aufenthaltstitel nach 
Kapitel 2 Abschnitt 5 des Aufenthaltsgesetzes in der 
Bundesrepublik Deutschland aufhalten. Abweichend 
von Satz 2 Nummer 2 erhalten Auslänaennnen und 
Ausländer und ihre Familienangehörigen Leistungen 
nach diesem Buch, wenn sie seit OJlndestens fünf 
Jahren ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Bundes- 
gebTet haben; ·crres gilt nicht, wenn der Verlust des 
Rechts nach § 2 Absatz 1 des Freizügigkeitsgeset- 
zes/EU festgestellt wurde. Die Frist nach Satz 4 
beginnt mit der Anmeldung bei der zuständigen Mel- 
debehörde. Zeiten des r.licht rec~äßigen Aufent- 
halts, in denen eine Ausreisepflich esteht, werden 
auf Zeiten des gewöhnlichen Aufenthalts nicht ange- 
rechnet. Aufenthaltsrechtliche Bestimmungen bleiben 
unberührt." 

3. In § 65 Absatz 1 Satz 5 wird das Wort „Kindertages- 
einrichtung" durch das Wort „Tageseinrichtung" er- 
setzt. 

Artikel 1 
Änderung des 

Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 
Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch - Grundsiche- 

rung für Arbeitsuchende - in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 13. Mai 2011 (BGBI. 1 S. 850, 2094), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 1. Dezember 
2016 (BGBI. 1 S. 2755) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 
1. § 3 Absatz 2b wird aufgehoben. 
2. § 7 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,,(1) Leistungen nach diesem Buch erhalten Per- 
sonen, die 
1. das 15. Lebensjahr vollendet und die Alters- 

grenze nach § 7a noch nicht erreicht haben, 
2. erwerbsfähig sind, 
3. hilfebedürftig sind und 
4. ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Bundes- 

republik Deutschland haben (erwerbsfähige Leis- 
tungsberechtigte). 

Ausgenommen sind 
1. Ausländerinnen und Ausländer, die weder in der 

Bundesrepublik Deutschland Arbeitnehmerinnen, 
Arbeitnehmer oder Selbständige noch aufgrund 
des § 2 Absatz 3 des Freizügigkeitsgesetzes/EU 
freizügigkeitsberechtigt sind, und ihre Familien- 
angehörigen für die ersten drei Monate ihres Auf- 
enthalts, 

2. Ausländerinnen und Ausländer, - a) die kein Aufenthaltsrecht haben, 
b) deren Aufenthaltsrecht sich allein aus dem 
- Zweck der Arbeitsuche ergibt Oder 
c) die ihr Aufenthaltsrecht allein oder neben einem 

Aufenthaltsrecht nach Buchstabe b aus Arti- 
kel 10 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
5. April 2011 über die Freizügigkeit der Arbeit- 
nehmer innerhalb der Union (ABI. L 141 vom 
27.5.2011, S. 1 ), die durch die Verordnung 
(EU) 2016/589 (ABI. L 107 vom 22.4.2016, S. 1) 
geändert worden ist, ableiten, 

und ihre Familienangehörigen, 
3. Leistungsberechtigte nach § 1 des Asylbewerber- 

leistungsgesetzes. 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Vom 22. Dezember 2016 

Gesetz 
zur Regelung von Ansprüchen 

ausländischer Personen in der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 

und in der Sozialhilfe nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch 
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Artikel 4 
Änderung des 

Aufenthaltsgesetzes 
In § 87 Absatz 2 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 
2008 (BGBI. 1 S. 162), das zuletzt durch Artikel 2 Ab- 
satz 3 des Gesetzes vom 4. November 2016 (BGBI. 1 
S. 2460) geändert worden ist, wird nach Nummer 2 
folgende Nummer 2a eingefügt: 
,.2a. der Inanspruchnahme oder Beantragung von Sozi- 

alleistungen durch einen Ausländer, für sich selbst, 
seine Familienangehörigen oder für sonstige 
Haushaltsangehörige in den Fällen des § 7 Ab- 
satz 1 Satz 2 Nummer 2 oder Satz 4 des Zweiten 
Buches Sozialgesetzbuch oder in den Fällen des 
§ 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2, 3 oder 4, Satz 3, 
6 oder 7 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch,". 

Artikel 3 
Änderung des 
AZR-Gesetzes 

Das AZR-Gesetz vom 2. September 1994 (BGBI. 1 
S. 2265), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes 
vom 31. Juli 2016 (BGBI. 1 S. 1939) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 
1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu 

§ 18e folgende Angabe eingefügt: 
,.§ 18f Datenübermittlung an die Familienkasse Di- 

rektion der Bundesagentur für Arbeit". 
2. Nach § 1 Be wird folgender § 18f eingefügt: 

,.§ 18f 
Datenübermittlung 

an die Familienkasse 
Direktion der Bundesagentur für Arbeit 

(1) An die Familienkasse Direktion der Bundes- 
agentur für Arbeit werden zur Erfüllung der Aufgaben 
nach Abschnitt X des Einkommensteuergesetzes 
und nach § 1 des Bundeskindergeldgesetzes in 
den Fällen, in denen bei einem Unionsbürger die 
Feststellung des Nichtbestehens oder des Verlustes 
des Rechts auf Einreise und Aufenthalt nach § 2 Ab- 
satz 7, § 5 Absatz 4 oder§ 6 Absatz 1 des Freizügig- 
keitsgesetzes/EU gespeichert wird, die Grundperso- 
nalien des Unionsbürgers, die Feststellung des 
Nichtbestehens oder des Verlustes des Rechts auf 
Einreise und Aufenthalt sowie die Daten nach § 3 
Absatz 4 Nummer 1 in einem automatisierten Verfah- 
ren übermittelt. 

(2) Die Familienkasse Direktion der Bundesagen- 
tur für Arbeit prüft unverzüglich, ob die nach Absatz 1 
übermittelten Daten des Unionsbürgers den Daten 
eines Unionsbürgers, der Kindergeld nach Ab- 
schnitt X des Einkommensteuergesetzes oder nach 
§ 1 des Bundeskindergeldgesetzes beansprucht und 
dessen Daten bei den Familienkassen der Bundes- 
agentur für Arbeit gespeichert sind, zugeordnet 
werden können. Ist dies nicht der Fall, hat die Fami- 
lienkasse Direktion der Bundesagentur für Arbeit 
die nach Absatz 1 übermittelten Daten des Unions- 
bürgers unverzüglich zu löschen." 

4. sie eingereist sind, um Sozialhilfe zu erlangen. 
Satz 1 Nummer 1 und 4 gilt nicht für Ausländerinnen 
und Ausländer, die sich mit einem Aufenthaltstitel 
nach Kapitel 2 Abschnitt 5 des Aufenthaltsgesetzes 
in der Bundesrepublik Deutschland aufhalten. Hilfe- 
bedürftigen Ausländern, die Satz 1 unterfallen,wer- 
den 61s zur Ausreise, längstens jedoch für ein~ 
Zei aum von einem Monat, e1nmäl1g innerhalb von 
zwei Jahren nur emqes ran e 1 e gewährt, um 
den Zeitraum bis zur Ausreise zu überbrÜcKim(Über- 
brückungsleistungen); die Zweijahresfrist beginnt 
mit dem Erhalt der Überbrückungsleistungen nach 
Satz 3. Hierüber und über die Möglichkeit der Leis- 
tungen nach Absatz 3a sind die Leistungsberechtig- 
ten zu unterrichten. Die Überbrückungsleistungen 
umfassen: - 
1 .'Leistungen zur Deckung der Bedarfe für Ernäh- 

rung sowie Körper- und Gesundheitspflege, 
2. Leistungen zur Deckung der Bedarfe für Unter- 

kunft und Heizung in angemessener Höhe, ein- 
schließlich der Bedarfe nach § 35 Absatz 4 und 
§ 30 Absatz 7, 

3. die zur Behandlung akuter Erkrankungen und 
Schmerzzustände erforderliche ärztliche und 
zahnärztliche Behandlung einschließlich der Ver- 
sorgung mit Arznei- und Verbandmitteln sowie 
sonstiger zur Genesung, zur Besserung oder zur 
Linderung von Krankheiten oder Krankheitsfolgen 
erforderlichen Leistungen und 

4. Leistungen nach § 50 Nummer 1 bis 3. 
Soweit dies im Einzelfall besondere Umstände erfor- 
dern, werden Leistungsberechtigten nach Satz 3 zur 
Überwindung einer besonderen Härte andere Leis- 
tungen im Sinne von Absatz 1 gewährt; ebenso sind 
Leistungen über einen Zeitraum von einem Monat 
hinaus zu erbringen, soweit dies im Einzelfall auf 
Grund besonderer Umstände zur Überwindung einer 
besonderen Härte und zur Deckung einer zeitlich 
befristeten Bedarfslage geboten ist. Abweichend 
von Satz 1 Nummer 2 und 3 erhaltenAusländer 
und ihre Familienangehörigen Leistungen nach Ab- 
satz 1 Satz 1 und 2, wenn sie sich seit mindeste 
fünf Jahren ohne wese cilung im 

undesgebiet aufhalten; dies gilt nicht, wenn der 
Verlust des Rechts nach § 2 Absatz 1 des Freizügig- 
keitsgesetzes/EU festgestellt wurde. Die Frist nach 
Satz 7 beginnt mit der Anmeldung bei der zuständi- 
gen Meldebehörde. Zeiten des ~icht rechtmäßigen 
Aufenthalts, in denen eine Ausreisepflicht besteht, 
werden auf Zeiten des. tatsächlichen Aufenthalts 
nicht angerechnet. Ausländerrechtliche Bestimmun- 
gen bleiben unberührt." 

2. Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt: 
,,(3a) Neben den Überbrückungsleistungen wer- 

den auf Antrag auch die angemessenen Kosten der 
Rückreise übernommen. Satz 1 gilt entsprechend, 
soweit die Personen allein durch die angemessenen 
Kosten der Rückreise die in Absatz 3 Satz 5 Num- 
mer 1 und 2 genannten Bedarfe nicht aus eigenen 
Mitteln oder mit Hilfe Dritter decken können. Die 
Leistung ist als Darlehen zu erbringen." 
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Regelbedarfsstufe 2: 
Für jede erwachsene Person, wenn sie in einer Wohnung nach § 42a Absatz 2 Satz 2 mit einem Ehegatten 
oder Lebenspartner oder in eheähnlicher oder lebenspartnerschaftsähnlicher Gemeinschaft mit einem Partner 
zusammenlebt. 
Regelbedarfsstufe 3: 
Für eine erwachsene Person, deren notwendiger Lebensunterhalt sich nach § 27b bestimmt. 

b) Die der Tabelle nachfolgenden Sätze werden wie folgt gefasst: 
,,Regelbedarfsstufe 1: 
Für jede erwachsene Person, die in einer Wohnung nach § 42a Absatz 2 Satz 2 lebt und für die nicht 
Regelbedarfsstufe 2 gilt. 

0 (. 291(.~t1) 237". 

6. In § 108 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „setzten" 
durch das Wort „setzen" ersetzt. 

7. Nach § 133a wird folgender § 134 eingefügt: 
,,§ 134 

Übergangsregelung für 
die Fortschreibung der Regelbedarfsstufe 6 

Abweichend von§ 28a ist die Regelbedarfsstufe 6 
der Anlage zu § 28 nicht mit dem sich nach der Ver- 
ordnung nach § 40 ergebenden Prozentsatz fortzu- 
schreiben, solange sich durch die entsprechende 
Fortschreibung des Betrages nach § 8 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 6 des Regelbedarfs-Ermittlungsge- 
setzes kein höherer Betrag ergeben würde." 

a) In Absatz 4 werden die Sätze 3 bis 5 aufgehoben. 

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 
,,(5) Die Summen der sich nach Absatz 4 erge- 

benden regelbedarfsrelevanten Verbrauchsaus- 
gaben der Referenzhaushalte sind Grundlage für 
die Prüfung der Regelbedarfsstufen, insbeson- 
dere für die Altersabgrenzungen bei Kindern und 
Jugendlichen. Die nach Satz 1 für die Ermittlung 
der Regelbedarfsstufen zugrunde zu legenden 
Summen der regelbedarfsrelevanten Verbrauchs- 
ausgaben aus den Sonderauswertungen sind je- 
weils mit der sich nach § 28a Absatz 2 ergeben- 
den Veränderungsrate entsprechend fortzuschrei- 
ben. Die sich durch die Fortschreibung nach 
Satz 2 ergebenden Summenbeträge sind jeweils 
bis unter 0,50 Euro abzurunden sowie von 0,50 
Euro an aufzurunden und ergeben die Regelbe- 
darfsstufen (Anlage)." 

4. § 34 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „Kinder- 

tageseinrichtung besuchen" durch die Wörter 
,,Tageseinrichtung besuchen oder für die Kinder- 
tagespflege geleistet wird" ersetzt. 

b) In Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter „ein Betrag 
in Höhe von 5 Euro monatlich" durch die Wörter 
,,der in § 9 Absatz 2 des Regelbedarfs-Ermitt- 
lungsgesetzes geregelte Betrag" ersetzt. 

5. § 40 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
,,Die Bestimmungen nach Satz 1 erfolgen bis spä- 
testens zum Ablauf des 31. Oktober des jeweiligen 
Jahres." 

8. Die Anlage zu § 28 wird wie folgt geändert: 
a) Der Tabelle wird folgende Zeile angefügt: 

„1. Januar 2017 

bedarfe von Personen, die in einer sonstigen 
Unterkunft oder vorübergehend nicht rn einer 
Unterkunft untergebracht sind, sind als Bedarfe 
monatliche Regelsätze anzuerkennen, die sich in 
entsprechender Anwendung der Regelbedarfs- 
stufen nach der Anlage zu§ 28 ergeben." 

b) Absatz 4 wird durch die folgenden Absätze 4 
und 5 ersetzt: 

,,(4) Im Einzelfall wird der Regelsatz abwei- 
chend von der maßgebenden Regelbedarfsstufe 
festgesetzt (abweichende Regelsatzfestsetzung), 
wenn ein durch die Regelbedarfe abgedeckter 
Bedarf nicht nur einmalig, sondern für eine Dauer 
von voraussichtlich mehr als einem Monat 
1. nachweisbar vollständig oder teilweise ander- 

weitig gedeckt ist oder 
2. unausweichlich in mehr als geringem Umfang 

oberhalb durchschnittlicher Bedarfe liegt, wie 
sie sich nach den bei der Ermittlung der Regel- 
bedarfe zugrundeliegenden durchschnittlichen 
Verbrauchsausgaben ergeben, und die dadurch 
bedingten Mehraufwendungen begründbar 
nicht anderweitig ausgeglichen werden können. 

Bei einer abweichenden Regelsatzfestsetzung 
nach Satz 1 Nummer 1 sind für die monatlich er- 
sparten Verbrauchsausgaben die sich nach § 5 
Absatz 1 oder nach § 6 Absatz 1 des Regel- 
bedarfs-Ermittlungsgesetzes für die jeweilige Ab- 
teilung ergebenden Beträge zugrunde zu legen. 
Beschränkt sich die anderweitige Bedarfsde- 
ckung auf einzelne in die regelbedarfsrelevanten 
Verbrauchsausgaben je Abteilung eingegangenen 
Verbrauchspositionen, sind die regelbedarfsrele- 
vanten Beträge zugrunde zu legen, auf denen 
die in § 5 Absatz 1 und § 6 Absatz 1 des Regel- 
bedarfs-Ermittlungsgesetzes genannten Beträge 
für die einzelnen Abteilungen beruhen. 

(5) Sind minderjährige Leistungsberechtigte in 
einer anderen Familie, insbesondere in einer Pfle- 
gefamilie, oder bei anderen Personen als bei ihren 
Eltern oder einem Elternteil untergebracht, so 
wird in der Regel der individuelle Bedarf abwei- 
chend von den Regelsätzen in Höhe der tatsäch- 
lichen Kosten der Unterbringung festgesetzt, so- 
fern die Kosten einen angemessenen Umfang 
nicht übersteigen." 

3. § 28 wird wie folgt geändert: 
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